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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 4 RS 71/07 B 
 
L 7 R 1027/05 (Sächsisches LSG) 
S 3 RA 506/04 (SG Leipzig) 
 
 
 
 
..................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  .................................................. 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
vertreten durch das Direktorium, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. Januar 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   H u s m a n n 

und   M u t s c h l e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Sächsischen Landessozialgerichts vom 17. April 2007 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der Kläger hat den geltend gemachten Zulassungsgrund einer 

grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) 

nicht in der gebotenen Weise dargelegt (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache, wenn sie geeignet ist, die Rechtseinheit zu 

erhalten oder die Fortbildung des Rechts zu fördern. Der Beschwerdeführer muss die im ange-

strebten Revisionsverfahren zu entscheidende Rechtsfrage klar bezeichnen und ausführen, 

dass diese von allgemeiner Bedeutung, klärungsbedürftig und klärungsfähig ist (BSG SozR 

3-1500 § 160 Nr 1). 

 

Der Kläger misst der Frage grundsätzliche Bedeutung bei, 

"unter welchen Bedingungen die Zugehörigkeit zur Altersversorgung der technischen In-

telligenz in Zeiten der Beschäftigung in der DDR als Ingenieur anzunehmen ist." 

 

Es ist schon fraglich, ob es sich insoweit um eine Rechtsfrage handelt, denn die Zugehörigkeit 

zur Altersversorgung der technischen Intelligenz (AVItech) hängt nicht nur von bestimmten 

rechtlichen Voraussetzungen sondern auch von den tatsächlichen Umständen des Einzelfalls 

ab. Jedenfalls hat der Kläger nicht aufgezeigt, dass die von ihm bezeichnete Frage klärungsbe-

dürftig ist. Er hätte insoweit aufzeigen müssen, dass sich die Frage nicht anhand der Regelun-

gen des Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetzes (AAÜG) sowie der hierzu ergan-

genen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) beantworten lässt. Insbesondere hat 

er sich mit den Entscheidungen des BSG zu den Voraussetzungen einer Einbeziehung in die 

AVItech (BSG SozR 4-8570 § 1 Nr 12 RdNr 15 mwN) nicht auseinandergesetzt. Daher wird 

nicht deutlich, dass die von ihm aufgeworfene Frage klärungsbedürftig sein könnte. 

 

Da die Beschwerdebegründung nicht den gesetzlichen Anforderungen genügt, ist die Be-

schwerde als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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